
BUNDESSOZIALGERICHT

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

AZ:7 RAr67/72

Prozeßbevollmächtigte:
‚ ............................................

Bundesanstalt für Arbeit,
Nürnberg, Regensburger Straße 104,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche Verhandlung am

5. Juni 1973 durch die Richter D r. B ro c ke, D r. Witte und

D r. H e u ß n er und die ehrenamtlichen Richter D r. Fritz e m e y e r

und Leingärtner

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts für das
„

LandNordrhein-Westfalenvom5. Oktober1972wirdzurückgewiesen.
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Die 1952 geborene Klägerin erlernte nach Abschluß der Realschule in der Zeit vom

1. August 1968 bis 31. Juli 1970 den Beruf der Gehil■n für Rechtsanwalts- und Notar-

kanzleien. Sie schloß die Lehre erfolgreich mit der Gehilfenprüfung ab. Von September

1970 bis Februar 1972 nahm sie an einer Tagesvollausbildung für Englisch und Franzö-

sisch in der B. -Sprachenschule in Minden Teil. Diese Sprachenschule vermittelt neben

Fremdsprachenbeherrschung für das tägliche Leben Sprachkenntnisse für Dolmetscher,

Korrespondenten und ähnliche Berufe. Die B. -Sprachenschule verlangt als Aufnah-

mevoraussetzungen Abitur, mittlere Reife, das Abschiußzeugnis einer höheren Handels-

schule, den Abschluß eines Semesters einer Abendschule oder einen "Auslandsaufent-

halt, der die erforderlichen Voraussetzungen erkennen läßt".

Während des Besuchs der B. -Sprachenschule arbeitete die Klägerin zunächst als Bü-

rogehilfin für täglich drei Stunden bzw halbtags in der Kanzlei ihres Prozeßbevoilmäch-

tigten. Von August 1971 bis Februar 1972 war sie wegen des Schulbesuchs nicht berufs-

tätig. Seit April 1972 arbeitet sie als Fremdsprachenkorrespondentin bei der Maschinen-

fabrikH. inB. o. '

Am 28. August 1970 beantragte die Klägerin beim Arbeitsamt (ArbA), den Besuch der

B Sprachenschule als Fortbildung oder Umschulung zu fördern. Sie gab dazu an,

sich zur
Auslandskorrespondentih "fortbilden" zu wollen. Das ArbA lehnte den Antrag

durch Bescheid vom 7. Dezember 1970 mit der Begründung ab, der Schulbesuch diene

der Allgemeinbildung, und die Klägerin verfüge über keine Berufspraxis. Der Widerspruch

der Klägerin blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 18. Februar 1971). Auf die hier-

gegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Detmold die Beklagte durch Urteil vom

10. Mai 1972 verurteilt, die Teilnahme der Klägerin an dem Lehrgang an der B. -Spra-

chenschule nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu fördern. Auf die Berufung

der Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG) für das Land Nordrhein-Westfalen durch

Urteil vom 5. Oktober 1972 das Urteil des SG abgeändert und die Klage abgewiesen. In

den Entscheidungsgründen hat es ausgeführt: Die Förderung einer Maßnahme als Fort-

bildungsveranstaltung sei davon abhängig, daß eine Berufsausbildung oder Berufskennt-

nisse Zugangsvoraussetzungen der Bildungsmaßnahme seien. Das sei bei dem Lehr-

gang in der B. —Sprachenschulenicht der Fall. Die geforderten Voraussetzungen seien

alle frei vom Bezug zu einem bestimmten Beruf. Es werde nur Abitur, mittlere Reife und

Abschluß einer Handelsschule, ebenso wie der Besuch der Sprachenschule selbst oder

ein Auslandsaufenthalt verlangt. Auch als Umschulung im Sinne des 5 47 Abs 1 des Ar-
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beitsförderungsgesetzes (AFG) könne die Maßnahme nicht gefördert werden. Nach 5 3

Abs 2 Satz 2 der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über die

individuelle Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung vom 18. Dezember

1969 -AFuU 1969 - (ANBA 1970, 85) sei das Erlernen eines neuen Berufs als Umschu-

lung in der Regel nur zu fördern, wenn der Arbeitsuchende zuvor mehr als drei Jahre be-

ruflich tätig gewesen sei. Es seien keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich, daß die Beklagte

ihr Ermessen im Sinne des 554 Abs 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) miß-

bräuchlich ausgeübt habe. Die Klägerin habe ihre Lehre gerade etwa einen Monat vor

dem Besuch der Sprachenschule beendet. Eine alsbaldige Umschulung sei weder durch

persönliche noch sachliche Besonderheiten begründet. Deshalb habe die Beklagte zu

Recht eine dreijährige berufliche Tätigkeit als Voraussetzung der Förderung verlangt. Die

Klägerin habe erstmals im August 1968 eine Beschäftigung als Lehrling aufgenommen.

Sie habe bei Beginn des Sprachenlehrgangs im September 1970 damit keine dreijährige

Berufstätigkeit zurückgelegt gehabt. Im übrigen sei die Lehrzeit ohnehin keine berufliche

Tätigkeit im Sinne des 5 3 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969. da der Auszubildende noch keinen

Beruf habe, sondern erst einen erlerne. Bei einer Einbeziehungder Lehrzeit in den Begnff

der beruflichen Tätigkeit könne ein Arbeitsuchender sich somit unmittelbar im Anschluß

an eine Lehre einem neuen Beruf zuwenden und dafür die Förderung der Beklagten in

Anspruch nehmen. Das aber widerspreche dem Sinn einer Umschulung, der darin be-

stehe, den Übergang von einem bereits ausgeübten Beruf zu einem anderen zu ermögli—

chen.

Gegen das Urteil des LSG hat die Klägerin - die zugelassene - Revision eingelegt. Sie

rügt eine Verletzung des 5 144 Abs 1 Nr 1 SGG sowie der 55 36, 39, 41 und 43 AFG iVm

den Vorschriften der AFuU 1969. Sie führt in der Revisionsbegründung,auf die Bezug

genommen wird, aus: Die Berufung gegen das erstinstanzliche Urteil sei unzulässig ge-

wesen, weil die Zahlung eines Gesarntbetrages angestrebt werde. Im übrigen seien Be-

rufsausbildung und Berufserfahrung nicht zwingende Zugangsvoraussetzungeneiner för-

derungsfähigen Maßnahme. Die Klägerin meint, sie habe sich mit dem Schulbesuch fach-

bezogen weitergebildet. Ohne mittlere Reife und ihr Berufswissen als Rechtsanwalts- und

Notargehil■nsei es ihr unmöglich gewesen, dem gebotenen Unterricht zu folgen. Die ar-

beitsmarktpolitische Situation erfordere für wirtschaftsbezogene Berufe die Ausbildung in

Englisch und Französisch.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und das Urteil des SG wiederherzustellen.

Die Beklagte beantragt,
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die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch Urteil ein-

verstanden (5 124 Abs 2 SGG).

Die zulässige Revision der Klägerin ist unbegründet.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß die Berufung der Beklagten zulässig

war. Nach 5 144 Abs 1 SGG ist die Berufung nur dann nicht zulässig, wenn es sich um

Ansprüche auf einmalige Leistungen (5 144 Abs 1 Nr 1 SGG) oder auf wiederkehrende

Leistungen für einen Zeitraum bis zu dreizehn Wochen - drei Monaten - (5 144 Abs 1 Nr 2

SGG) handelt. Die Klägerin begehrt eine Förderung, die wiederkehrende Leistungen von

mehr als dreizehn Wochen (drei Monaten) umfaßt. Dieser Anspruch wird nicht zu einem

Anspruch auf einmalige Leistungen, weil er nach Abschluß eines - möglicherweise lan—

gen - Verfahrens durch einmalige Zahlung zu befriedigen wäre (BSGE 26, 73, 74; BSG

SozR Nr 27 zu 5 144 SGG). Dafür spricht insbesondere, daß das SGG neben den Beru-

fungsausschlußgründen des 5 144 SGG auch noch den Berufungsausschluß bei Leistun-

gen für bereits abgelaufene Zeiträume (5,5145 Nr2, 146, 148 Nr2 SGG) in Angelegen-

heiten der Unfallversicherung, Rentenversicherung und Kriegsopferversorgung, nicht aber

in der Arbeitslosenversicherung (@147 SGG) kennt. Mit Recht hat deshalb das LSG die

Berufung für zulässig erachtet.

Das Berufungsgericht hat auch init Recht angenommen, daß der Klägerin keine Förde-

rungsleistungen im Rahmen der beruflichen Fortbildung (5 41 AFG) und der beruflichen

Umschulung (@47 AFG) zustehen.

Nach 5 41 Abs 1 AFG ist die Förderung der Teilnahme an einer Maßnahme als berufliche

Fortbildung nur dann zulässig, wenn diese das Ziel hat, berufliche Kenntnisse und Fertig—

keiten festzustellen, zu erhalten, zu erweitern oder der technischen Entwicklung anzupas-

sen oder einen beruflichen Aufstieg zu ermöglichen, und wenn die Maßnahme eine abge-

schlossene Berufsausbildung oder eine angemessene Berufserfahrung voraussetzt. Es

kann dahinstehen, ob es sich bei dem von der Klägerin in der B. -Sprachenschuleb‚e-

suchten Lehrgang für Englisch und Französisch um eine Maßnahme handelt, die auf ei-

nes der in 5 41 Abs 1 AFG umschriebenen Ziele gerichtet ist. Selbst wenn man davon
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ausgeht, ist dem LSG darin zuzustimmen, daß es an der weiteren - zweiten - Vorausset-

zung fehlt, nach der die Teilnahme an einer Maßnahme eine abgeschlossene Berufsaus-

bildung oder eine angemessene Berufserfahrung erfordert. Schon aus dem Wortlaut des

Gesetzes ergibt sich, daß die abgeschlossene Berufsausbildung oder angemessene Be-

rufserfahrung nicht nur als eine auf den Teilnehmer bezogene - subjektive - Förderungs-

voraussetzung (vgl 5 7 Abs 1 Nr 1 AFuU 1969) zu verstehen ist. Sie muß vielmehr gene-

rell eine objektive Voraussetzung für die Teilnahme an einer Maßnahme sein, wenn diese

als beru■iche Fortbildung förderungsfähig sein soll (so auch Weber/Paul, AFG, 541

Anm 1; Hennig/Kühl/Heuer, AFG, 541 Anm 5; Hoppe, ZfS 1972, 172, 175; unbestimmt:

Krebs, AFG, 541 RdNr 3; Zekorn; BAB! 1969, 337, 339; Barnofski, BABI 1971, 109,

112 ff; a_A:Hoppe/Berlinger, Förderung der beruflichen Ausbildung, AFG, 541 Anm 2b).

Diese sich aus dem Wortlaut des AFG ergebende Auslegung entspricht auch dem Willen

und dem Sinn und Zweck des Gesetzes. Das folgt bereits aus der Entstehungsgé-

schichte. Das Tatbestandsmerkmal einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder einer

angemessenen Berufserfahrung als Teilnahmevoraussetzung für eine Fortbildungsmaß-

nahme wurde nämlich durch den Ausschuß für Arbeit des Deutschen Bundestages aus-

drücklich mit der Begründung eingefügt, es solle klargestellt werden, daß als berufliche

Fortbildung im Sinne des AFG nur Maßnahmen anzusehen sind, die als Zulassungsvor-

aussetzungen für den Regelfall -je nach Fortbildungsziel - eine abgeschlossene Berufs-

ausbildung oder eine angemessene Berufspraxis oder beides zusammen verlangen

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit, @ BT-Drucks. V/4110 S 9 - zu 540 —).

Es genügt somit nach den objektiven Voraussetzungen des 541 Abs1 AFG für eine

Fortbildungsförderung nicht, daß die beim Teilnehmer an einer Maßnahme vorhandene

Berufsausbildung und gewonnenen Berufskenntnisse sich vorteilhaft
auf

die Fortbil-

dungsmaßnahme auswirken, sondern die Teilnahme an der Maßnahme selbst muß von

der Voraussetzung einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder angemessenen Be-

rufspraxis abhängen. Nach den unangefochtenen und für das Revisionsgericht bindenden

(5163 SGG) Feststellungen des LSG wird für den Sprachenlehrgang, den die Klägerin

besucht hat, schon für den Regelfall eine abgeschlossene Berufsausbildung oder ange-

messene
Berufserfahrung

nicht verlangt. Damit erfüllt die Maßnahme, bei der sich die

Klägerin fortbilden wollte, nicht die Voraussetzungen, von deren Vorliegen 541 Abs1

AFG die Förderung einer beruflichen Fortbildung abhängig macht.

Das Berufungsgericht hat auch zutreffend angenommen. daß die Teilnahme der Klägerin

an dem Lehrgang der B. -Sprachenschule nicht als Umschulungsmaßnahme nach

5 47 Abs 1 AFG gefördert werden kann. Nach der genannten Vorschrift wird nämlich die

Beteiligung an einer Maßnahme als Umschulung nur gefördert, wenn sie das Ziel hat, den

Übergang in eine andere geeignete berufliche Tätigkeit zu ermöglichen. Aus den Worten

"Übergang in eine andere geeignete berufliche Tätigkeit" folgt zwingend, daß der Arbeit-
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suchende vor der Umschulung im Sinne des 5 47 Abs 1 AFG eine andere als die durch

die Teilnahme an der Maßnahme angestrebte Berufstätigkeit ausgeübt haben muß. Zu

Unrecht meint nun die Revision, daß die Beklagte die Vorschrift des 547 Abs1 AFG

durch die Bestimmung des 5 3 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969, wonach in der Regel eine Maß-

nahme als Umschulung nur gefördert werden kann, wenn der Arbeitsuchende zuvor mehr

als drei Jahre berufstätig gewesen ist, in unzulässiger Weise eingeengt habe. Dabei über-

sieht die Revision, daß die Beklagte nach 5 39 AFG befugt ist, eine Rahmenvorschrift, wie

sie 5 47 Abs 1 AFG für die berufliche Umschulung darstellt, näher nach Voraussetzungen,

Art und Umfang durch autonomes Satzungsrecht (Anordnungen) auszugestalten. Da sich

aus 547 Absi AFG allein noch keine Abgrenzung zwischen Umschulung und Berufs-

ausbildung ergibt, war es notwendig, in der nach 5 39 AFG erlassenen Anordnung —hier

5 3 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969 - eine Regelung zu schaffen, die die Funktion hat, die Um-

schulung von der Berufsausbildung abzugrenzen und auch den weiteren Zweck erfüllt,

den Mißbrauch von Förderungsmitteln zu verhindern. Die in 5 3 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969

als Voraussetzung für die Förderung einer Umschulung geforderte mindestens dreijährige

vorausgegangene (andenzveitige)Berufstätigkeit erfüllt diese Abgrenzungsfunktion. Sie

entspricht dem Sinn und Zweck der Umschulungsmaßnahme und hält sich im Rahmen

des @39 AFG. Vor der Teilnahme an einer Umschulungsmaßnahme soll nämlich der Ar-

beitsuchende bereit gewesen sein, in seinem bisherigen Beruf zu arbeiten, um die beste-

henden Berufschancen zunächst kennenzulernen und ausschöpfen zu können. Erst wenn

die gewonnene Erfahrung ergibt, daß die Sicherung oder Verbesserung der beruflichen

Beweglichkeit den Übergang in eine andere geeignete Tätigkeit erfordert, soll er einer

Umschulung zugeführt werden. Andernfalls könnte er nach einer Kurzausbildung oder gar

ohne Ausbildung nach kurzer Berufstätigkeit Umschulungsmittel (@44 iVm 547 Abs1

Satz 2 AFG) in Anspruch nehmen, die erheblich umfangreicher sein können als diejenigen

einer Berufsausbildung nach 540 AFG iVm 5 12 Abs 1 der Anordnung des Venualtungs-

rates der Bundesanstalt für Arbeit über die individuelle Förderung der beruflichen Ausbil-

dung (AA) vom 31. Oktober 1969 (ANBA 1970, 213). Mit Recht hat deshalb das LSG an-

genommen, daß der Ven1valtungsratder Beklagten mit 5 3 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969 sich

innerhalb des Rahmens des 5 39 AFG hält, der im übrigen auch die Berücksichtigung des

Förderungszweckes verlangt.

Es kann hier dahinstehen, ob einer der Umschulungsmaßnahme vorausgegangenen

dreijährigen beruflichen Tätigkeit auch eine Lehrzeit zuzurechnen ist. Selbst wenn man

davon ausgeht, kommt für die Klägerin eine Umschulungsförderung nicht in Betracht, weil

sie fast unmittelbar nach Abschluß ihrer zweijährigen Lehrzeit die Sprachausbildung in der

B. -Sprachenschule aufgenommen hat. Die Voraussetzung der dreijährigen Berufs-

ausübung muß aber bis zum Beginn der Maßnahme erfüllt sein. Die während des Lehr-

gangs ausgeübte Berufstätigkeit kann nicht mitgerechnet werden (Weber/Paul, AFG, @41
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Anm 5 zu 5 3 AFuU 1969). Allerdings kann bei begründeten Ausnahmen von dem Erfor—

dernis einer vorherigen dreijährigen Berufstätigkeit nach 53 Abs 2 Satz 2 AFuU 1969 ab-

gesehen werden. Dem Berufungsgericht ist jedoch darin zuzustimmen, daß für eine Um—

schulung der Klägerin unmittelbar nach Beendigung ihrer Berufsausbildung kein sachli—

cher Grund bestand. Dem vom LSG festgestellten Sachverhalt sind nämlich keine Beson-

derheiten zu entnehmen, die die Beklagte hätten veranlassen müssen, von der in 5 3

Abs 2 Satz 2 AFuU 1969 aufgestellten Regel einer vorherigen dreijährigen Berufstätigkeit

abzuweichen. Für Ausnahmen von diesem Erfordernis ist die berufliche Situation des Ar-

beitsuchenden bei Beginn der Maßnahme entscheidend. Es sind keine Anhaltspunkte er-

sichtlich, die bei der Klägerin zu Beginn des Sprachlehrganges eine Ausnahme vom Re-

gelfall hätten rechtfertigen können.

Die Klägerin kann auch nach 540 Abs1 AFG keine Förderung verlangen. Nach dieser

Vorschrift wird Förderung für eine berufliche Ausbildung in Betrieben oder überbetriebli-

chen Einrichtungen sowie für die Teilnahme an Grundausbildungs- und Förderungslehr-

gängen und anderen berufsvorbereitenden Maßnahmen gewährt. Die von der Klägerin

besuchte Sprachenschule gehört nicht zu den förderungsfähigen Ausbildungsmaßnah-

men. Schulische Maßnahmen der Berufsausbildung werden nämlich nach 5 22 AA nicht

gefördert.

Nach allem steht der Klägerin somit ein Anspruch auf Förderung nach dem AFG nicht zu.

Die Revision muß deshalb zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

